
Kriegsverbrechen versus Nazi-Verbrechen
GESCHICHTE Wie sich 76 Jahre nach Kriegsende ein Luxemburger 

Missverständnis in der Gedenkkultur niederschlägt
Mil Lorang

Am 12. September 2021 wur-
den in Junglinster 15 Stolper-
steine verlegt, vier für jüdische 
Opfer, die von Nazi-Deutsch-
land ermordet wurden, nur 
weil sie Juden waren, und elf 
für in die Wehrmacht zwangs-
weise eingezogene und dabei 
umgekommene Luxemburger. 
Im Luxemburger Selbstver-
ständnis waren bis vor kurzem 
Stolpersteine für Shoah-Opfer 
oder mindestens für Verfolgte 
des Nationalsozialismus ge-
dacht. 

Wir sind uns der Brisanz die-
ses Beitrags bewusst. Es wird 
nicht beabsichtigt, einen 
alten Luxemburger Streit zwi-
schen Resistenz- und Zwangs-
rekrutierten-Organisationen neu 
heraufzubeschwören. Es wird 
auch nicht beabsichtigt, das An-
denken an die vielen jungen Lu-
xemburger, die zwangsweise in 
die deutsche Wehrmacht ein-
gezogen wurden und an der Front 
ihr Leben lassen mussten, zu mi-
nimieren bzw. das Leid ihrer Fa-
milien zu schmälern. Der Beitrag 
soll vielmehr dazu beitragen, eine 
längst überfällige Debatte an-
zustoßen. Eine seriöse Debatte 
kann aber nur geführt werden, 
wenn die Begriffe, die Gegen-
stand der Debatte sind, definiert 
werden, in diesem Fall, wenn der 
Hauptbegriff „Nationalsozialis-
mus“ (NS) definiert wird. Wir 
basieren uns dabei auf die Defini-
tion der Bundeszentrale für poli-
tische Bildung. Diese wird hier 
nur auszugsweise wiedergegeben: 

„N. bezeichnet eine politische 
Bewegung, die in DEU in den 
Krisen nach dem Ersten Welt-
krieg entstand, 1933 die Weima-
rer Demokratie  beendete und 
eine Diktatur (das sog. Drit-
te Reich) errichtete. Der N. ver-
folgte extrem nationalistische, 
antisemitische, rassistische und 
imperialistische Ziele, … Der N. 
war keine geschlossene Lehre, 
sondern begründete eine ,Weltan-

schauung‘, in deren Mittelpunkt 
die Idee des ,arischen Herren-
volkes‘ stand, das sich aller Mit-
tel zu bedienen hat, um sich 
,Lebensraum‘ zu schaffen, andere 
(angeblich minderwertige) Völker 
und Nationen zu unterdrücken 
und die Welt vom (angeblich ein-
zig Schuldigen, dem) Judentum 
zu befreien. Zum ,Rasse‘- und 
,Lebensraum‘-Gedanken trat als 
drittes Element ein fanatischer 
Antibolschewismus. (…)“ 

In diesem Beitrag wird ver-
sucht, eine Antwort auf die Frage 
zu finden, ob Opfer der Shoah, 
die eigentlich keine Kriegs-
opfer sind, sondern Opfer von 
rassistisch-motivierten Gewalt-
verbrechen, in der Gedenk-
kultur gleichzustellen sind mit 
zwangsweise in die Wehrmacht 
eingezogene Soldaten, die im 
Kontext von Kriegshandlungen 
ums Leben kamen.

Vorgeschichte
Gleich nach Hitlers Macht-
ergreifung am 30. Januar 1933 
wurden Vorkehrungen ge-
troffen, um die Juden von der 
sogenannten volksdeutschen Ge-
sellschaft zu isolieren, sie aus öf-
fentlichen Ämtern zu entfernen, 
ihnen ein eigenständiges Leben 
innerhalb der deutschen Ge-
sellschaft zu verwehren, sie zu 
entrechten, zu enteignen, auszu-
bürgern sowie durch gezielte Ak-
tionen zu brutalisieren und durch 
immer neue Maßnahmen schritt-
weise zum Verlassen Deutsch-
lands zu zwingen. In einer von 
Hitler vorgezeichneten zu-
künftigen europäischen Gesell-
schaft unter arisch-deutscher 
Führung sollte es keine Juden 
mehr geben. 

Mit dem Polenfeldzug nahm 
die brutale Vertreibung und 
auch bereits die massenhafte Er-
mordung der Juden im Osten 
ihren Anfang. Die „Entfernung“ 
der Juden, die Hitler seit den 
1920er Jahren gefordert hatte 
und die nach seiner Machtüber-

Zwangsrekrutierte verlassen Luxemburg am 24. oder 26. Oktober 1942 
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Am 4. September 1939 verübten Wehrmachtsoldaten eines ihrer ersten Massaker in der polni-
schen Stadt Częstochowa. Am Boden liegen erschossene jüdische Männer. Die nächsten Todes-

kandidaten warten auf ihre Exekution. 
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nahme anfänglich in Deutschland 
und Österreich und später in den 
eroberten Westgebieten durch for-
cierte Emigration erreicht werden 
sollte, nahm im eroberten Osten 
zunehmend die Form der syste-
matischen Vernichtung – in der 
Nazisprache: der „Ausrottung“ – 
an. Später wurde die physische 
Ermordung von Millionen euro-
päischer Juden als „Endlösung 
der Judenfrage“ getarnt. 

Sofort nach dem Einmarsch 
in Polen am 1. September 1939 
wurden Einsatzgruppen gebildet, 
die aus Angehörigen der SS, des 
Sicherheitsdienstes (SD) und der 
Polizei bestanden und hinter der 
Front eingesetzt wurden. Sie hat-
ten den Auftrag, u.a. die intellek-
tuelle Elite Polens zu ermorden 
sowie polnische Zivilisten aus 
ihren Häusern und Wohnungen 
herauszuholen und sie weiter 
nach Osten zu vertreiben. Von 
diesen mörderischen und rechts-
widrigen Maßnahmen waren 
auch Tausende polnische Juden 
betroffen. 

Auch die Wehrmacht führte 
diesen Krieg von Anfang an auf 
eine verbrecherische Weise. „Vor 
allem aber begann am ersten 
Kriegstag die massenhafte Gewalt 
gegen polnische Zivilisten und 
Kriegsgefangene“, schreibt der 
Historiker Dieter Pohl. Bis zum 
25. Oktober 1939 sollen bereits 
ca. 20.000 Personen außerhalb 
von Kampfhandlungen getötet 
worden sein. 

Die Wehrmacht ging besonders 
brutal gegen die jüdische Zivil-
bevölkerung vor und verübte 
erste Massenmorde. „Von An-
fang an übernahm die Militärver-
waltung in Polen grundsätzliche 
Aufgaben bei der Verfolgung der 

Juden, etwa deren zwangsweise 
Kennzeichnung, gesonderte Re-
gistrierung und Entrechtung“, 
schreibt Pohl.

Die Absichten der Deutschen 
bei der „Lösung des Juden-
problems in Polen“ blieben der 
internationalen Öffentlichkeit 
nicht verborgen. So erschien be-
reits am 13. September 1939 ein 
Artikel in der New York Times 
unter dem Titel „NAZIS HINT 
,PURGE‘ OF JEWS IN PO-
LAND“ (dt.: „Nazis deuten ,Säu-
berung‘ Polens von Juden an“). 

Die deutschen Soldaten wur-
den von Anbeginn des Krieges 
insbesondere über die „Soldaten-
zeitung“ gegen die Juden auf-
gehetzt. 

Mit der Invasion der Sowjet-
union im Juni 1941 entfesselte 
sich dann eine bis dato nie da-
gewesene verbrecherische Ener-
gie seitens deutscher staatlicher 
Gewaltorganisationen. „Sieht 
man sich die Akteure bei den 
Massenverbrechen des Deut-
schen Reiches in toto an, so 
stellen die Angehörigen der 
Wehrmacht quantitativ einen er-
heblichen Teil, wenn nicht sogar 
die Mehrheit der Verantwort-
lichen“, schlussfolgert Pohl in sei-
ner bahnbrechenden Studie über 
die Besatzungspolitik der Wehr-
macht in der Sowjetunion. 

Das war also die Armee, in 
der Tausende Luxemburger Män-
ner der Jahrgänge 1920-1927 ab 
1942 dienen mussten. Wie man 
es auch dreht und wendet, sie ge-
hörten einer verbrecherischen 
Armee an, sie kämpften für den 
verbrecherischen deutschen NS-
Staat, auch wenn die Rekru-
tierung zwangsweise geschah. 
Obwohl sie gegen ihren Willen 

eingezogen wurden und ihnen 
vorher gegen ihren Willen die 
deutsche Staatsbürgerschaft auf-
gezwungen wurde, bleibt al-
lerdings die Tatsache, dass die 
Luxemburger Zwangsrekrutierten 
ihren deutschen Kameraden 
gleichgestellt waren. So heißt 
es in § 2 der Verordnung über 
die Wehrpflicht in Luxemburg 
vom 30. August 1942: „Die ein-
berufenen Wehrpflichtigen unter-
liegen den für deutsche Soldaten 
geltenden Bestimmungen und 
haben alle Ansprüche, die deut-
schen Soldaten zustehen.“ 

Dies bedeutete auch, dass die 
Luxemburger Zwangsrekrutierten 
u.a. dieselbe Grundausbildung 
für Wehrpflichtige, denselben 
Lohn sowie ein Anrecht auf die-
selben Beförderungen und Aus-
zeichnungen genossen wie ihre 
reichsdeutschen Kameraden.

Nach dem Krieg kämpfte der 
Zwangsrekrutierten-Verband 
während Jahrzehnten für die An-
erkennung der „Enrôlés de force“ 
als „Opfer des Nationalsozialis-
mus“ („Victimes du nazisme“). 
Warum? 

NS-Opfer vs. Kriegsopfer
Juden und andere Kategorien von 
Opfer der nationalsozialistischen 
Verfolgung waren keine Kriegs-
opfer. Der NS-Staat nutzte ledig-
lich die Kriegssituation aus, 
um Menschen, die aus rassen-
theoretischen Gründen oder aus 
Gründen der politischen Auf-
fassung, des Glaubens oder der 
Weltanschauung als „volksfeind-
lich“ angesehen wurden, zu be-
seitigen. 

Der gegenwärtige Beitrag be-

fasst sich mit der größten die-
ser Opfergruppen: den Juden. 
Der von Nazi-Deutschland selbst 
herbeigeführte Krieg diente auch 
dazu, die Juden aus Ost- und 
Westeuropa im Osten zu ver-
nichten. Nach der Auflösung von 
Recht und Staatlichkeit in den er-
oberten Ostgebieten führte der 
NS-Staat in quasi rechtsleeren 
Räumen den größten rassistisch 
motivierten Völkermord aus, der 
je auf europäischem Gebiet statt-
gefunden hat. 

Es war von Staats wegen ge-
plant, im Rahmen der „Endlösung 
der europäischen Judenfrage“ 11 
Millionen Juden zu ermorden. In 
der Geschichtsschreibung geht 
man heute von einer Gesamtzahl 
von ca. 5,7 Millionen jüdischer 
Menschen aus, die im Rahmen 
von NS-Gewaltverbrechen er-
mordet wurden bzw. durch ent-
setzliche Lebensbedingungen 
und unmenschliche Zwangsmaß-
nahmen zu Tode kamen.

Die vom NS-Staat im Kriegs-
kontext begangenen Verbrechen 
gegen unschuldige, unbewaffnete 
jüdische Zivilpersonen und die 
Grausamkeit und Systematik, 
mit der sie ausgeführt wurden, 
waren von einer solchen Größen-
ordnung, dass sie sich nach dem 
Krieg nicht unter den Tatbestand 
der Kriegsverbrechen fassen lie-
ßen. 

Dieses in der europäischen Ge-
schichte einzigartige Verbrechen 
ergab sich aus der Ideologie des 
Nationalsozialismus (s. Defini-
tion am Anfang des Artikels). 

Im Rahmen des Nürnber-
ger Prozesses (1945-46) und ins-
besondere der Nachfolgeprozesse 
(1946-49) wurden die NS-Gewalt-
verbrechen unter dem Tatbestand 

„Crimes against humanity“ (dt.: 
Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit) abgehandelt. Sie wurden 
von den „War Crimes“ (Kriegsver-
brechen) soweit wie möglich ab-
gegrenzt. Es war Hannah Arendt 
zufolge gerade „die jüdische 
Katastrophe“, welche die Alli-
ierten dazu veranlasste, „den Be-
griff vom ‚Verbrechen gegen die 
Menschheit‘ neu einzuführen“. 

Für Hannah Arendt handelt 
es sich beim Tatbestand „Ver-
brechen gegen die Menschlich-
keit“ nicht bloß um Verbrechen, 
die „durch keine militärische 
Notwendigkeit gerechtfertigt wer-
den können“ (Kriegsverbrechen), 
sondern [um] „Handlungen, die 
in Wirklichkeit mit der Krieg-
führung nichts zu tun hatten und 
für den Fall eines siegreichen 
Friedens die Fortsetzung der ‚ne-
gativen Bevölkerungspolitik‘ also 
des systematischen Mordens an-
kündigten“. 

Seit den 1950er Jahren be-
zeichnet die deutsche Justiz sol-
che vom NS-Staat verantwortete 
Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit mit dem Begriff 
„Nationalsozialistische Gewalt-
verbrechen (NSG)“ und grenzt 
diese ebenfalls klar von Kriegs-
verbrechen ab. 

Bei der Zwangsrekrutierung 
handelt es sich nicht um ein sol-
ches Verbrechen. Es handelt sich 
dabei um ein Kriegsverbrechen, 
um eine Verletzung des zum Zeit-
punkt des Zweiten Weltkriegs 
bestehenden internationalen 
Kriegsrechts, der sogenannten 
Haager Landkriegsordnung 
(1899, 1907). Das internationale 
Kriegsrecht war und ist Teil des 
Völkerrechts (International Law). 

Das Haager Abkommen be-

Religiöse polnische Juden werden durch Wehrmachtsoldaten öffentlich gedemütigt. Polen 1942. 
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sagt, dass es Kriegsführenden 
untersagt ist „Angehörige der 
Gegenpartei zur Teilnahme an 
den Kriegsunternehmungen 
gegen ihr Land zu zwingen; …“ 
(Art. 23) und dass es untersagt ist, 
„die Bevölkerung eines besetzten 
Gebietes zu zwingen, der feind-
lichen Macht den Treueid zu leis-
ten“ (Art. 45). 

Die Zwangsrekrutierung jun-
ger Luxemburger Männer in 
die Armee der deutschen Be-
satzungsmacht war folglich eine 
Völkerrechtsverletzung, die dem 
Tatbestand „Kriegsverbrechen“ 
zuzuordnen ist. Von daher waren 
die Zwangsrekrutierten Opfer 
eines Kriegsverbrechens.

Victimes du nazisme?
Im Luxemburger Recht wurden 
in der direkten Nachkriegszeit 
alle vom NS-Staat während des 
Kriegs verübten Verbrechen unter 
dem Begriff „Kriegsverbrechen“ 
(„Crimes de guerre“) subsum-
miert. Die Straftaten „Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit“ und 
„Verbrechen des Völkermords“ 
wurden erst am 27. Februar 2012 
in das Luxemburger Strafgesetz-
buch eingeschrieben. 

Demzufolge konnten die 
Zwangsrekrutierten von Rechts 
wegen gar nicht als Opfer des 
Nationalsozialismus anerkannt, 
sondern nur als Kriegsopfer bzw. 
als Opfer eines Kriegsverbrechens 
betrachtet werden, was sie auch 
waren. Dies entspricht auch dem 
deutsch-luxemburgischen Ab-
kommen zur Wiedergutmachung 
und Versorgung der Kriegsopfer 
vom 11. Juli 1959, das am 19. 
Juni 1961 durch das Luxembur-
ger Parlament ratifiziert wurde. 
In diesem Abkommen wird klar 
zwischen Opfern der national-
sozialistischen Verfolgung 
(„Victimes du nazisme“) und 
Kriegsopfern („Victimes de guer-
re“) differenziert. So waren Ent-
schädigungen im Rahmen der 
Wiedergutmachung ausschließ-
lich für Opfer der national-
sozialistischen Verfolgung, so 
wie sie in § 1 des Bundesent-
schädigungsgesetzes (BEG) 
von 1953 definiert wurden, vor-
gesehen. Die Zwangsrekrutierten 
kamen in den Genuss von Ver-

sorgungsmaßnahmen für Kriegs-
opfer. 

Und trotzdem taucht seit An-
fang der 1960er Jahre in Publi-
kationen der Organisationen der 
„Enrôlés de force“ immer wie-
der die Forderung nach offiziel-
ler Anerkennung als „Victimes du 
nazisme“ auf. Im gleichen Atem-
zug wird gefordert, dass die ge-
fallenen Zwangsrekrutierten 
offiziell als „Mort pour la patrie“ 
anerkannt werden sollten. 

In diesem Beitrag kann nicht 
auf diesen Themenkomplex ein-
gegangen werden. Nur so viel sei 
gesagt, dass 2.752 in deutscher 
Uniform gefallene junge Luxem-
burger Männer, die zwangsweise 
in der Armee des NS-Staates ge-
kämpft hatten, offiziell als „Mort 
pour la patrie“ anerkannt wur-
den sowie 56 junge Frauen, die 
zwangsweise in den Reichs-
arbeitsdienst bzw. Kriegsdienst 
eingezogen worden waren und 
dort ums Leben kamen.

Auch wenn die Zwangs-
rekrutierten-Föderation den 
Titel „Victimes du nazisme“ in 
ihrem Namen führt, die „Enrô-
lés de force“ sich immer wieder 
als „Opfer des Naziterrors“ und 
sogar als „Überlebende des Holo-
caust“ darstellen, kann es sich 
dabei lediglich um eine auf sub-
jektivem Empfinden basierende 
Selbstdarstellung handeln. Vom 
geschichtswissenschaftlichen 

Standpunkt ist diese Darstellung 
nicht haltbar. 

Trotz all dieser Erwägungen 
sollte die Föderation dank eines 
unglaublichen Drucks auf die 
Politik es schaffen, dass sie per 
Gesetz im Jahre 1967 als „Victi-
mes du nazisme“ anerkannt wur-
den. Ein Gesetz, das aus heutiger 
Sicht ausschließlich auf politi-
schen Motiven gründen konnte, 
ungeachtet historischer Tat-
sachen. Die eigentlichen Luxem-
burger Opfer der NS-Verfolgung, 
die Juden, kamen in diesem Ge-
setz gar nicht vor. Zudem wurde 
bezeichnenderweise unterlassen, 
den Begriff „Victime du nazisme“ 
zu definieren. 

Im Zuge dieses Kampfes um 
Anerkennung als NS-Opfer klang 
auch manchmal an, die jun-
gen Luxemburger seien in die 
Wehrmacht eingezogen worden, 
wegen ihrer Zuordnung seitens 
des NS-Staates zur „deutsch-ari-
schen Rasse“, und seien allein 
deshalb schon als NS-Opfer zu 
betrachten. 

Allerdings greift auch dieses 
Argument zu kurz. Lange bevor 
es den Nationalsozialismus und 
den NS-Staat gab, wurden die Lu-
xemburger von deutscher Seite 
aus unter großem Widerstand sei-
tens der Betroffenen als „deutsch-
stämmig“ bzw. als zugehörig zum 
deutschen Volkstum gerechnet. 

Bei der Besetzung Luxemburgs 

durch Nazi-Deutschland handelt 
es sich auch nicht um ein spezi-
fisches nationalsozialistisches 
Verbrechen, sondern zunächst 
um eine Völkerrechtsverletzung. 
Annexionistische Bestrebungen 
gegenüber Luxemburg gab es 
nämlich seitens des Deutschen 
Reiches, lange bevor es den 
Nationalsozialismus gab, so bei-
spielsweise im Ersten Weltkrieg. 
Im sogenannten September-
programm von Reichskanzler 
Bethmann-Hollweg vom 9. Sep-
tember 1914, in dem die Nach-
kriegspläne Deutschlands für 
Mitteleuropa formuliert wurden, 
war vorgesehen, dass Luxemburg 
seine Souveränität verlieren und 
deutscher Bundesstaat werden 
sollte. 

Von daher war der De-facto-
Anschluss Luxemburgs ans 
Deutsche Reich im Zweiten Welt-
krieg eine Fortschreibung die-
ser Agenda, auch wenn nach 
dessen Vollziehung die gleichen 
menschenverachtenden national-
sozialistischen Gesetze und Ver-
ordnungen hier zur Anwendung 
kamen, die in Deutschland nach 
Hitlers Machtergreifung erlassen 
worden waren. 

Allerdings wurde Luxemburg 
nicht mit der Absicht besetzt, 
um neuen „Lebensraum“ für 
„Volksdeutsche“ zu erschließen, 
wie dies in Osteuropa der Fall 
war. Denn im Nazi-Verständnis 

waren die Luxemburger „Volks-
deutsche“. Und die Wehrpflicht 
wurde nicht eingeführt, um über 
diesen Weg das Luxemburger 
Volk zu dezimieren, auch wenn 
dieser Vorgang dazu beitragen 
sollte, Luxemburg als politische 
Gemeinschaft mit ihrem spezi-
fischen Habitus aufzuheben. 
Aber macht das aus den Zwangs-
rekrutierten „Victimes du nazis-
me“ im Sinne der diesem Beitrag 
zugrunde liegenden Definition 
des „Nationalsozialismus“?

Schluss
So groß die Leiden der Zwangs-
rekrutierten und ihrer Familien 
auch waren, so bleiben sie für den 
Verfasser Kriegsopfer (die Ge-
fallenen) bzw. insgesamt Opfer 
eines Kriegsverbrechens. Sie 
kämpften für den NS-Staat, wenn 
auch zwangsweise, und waren 
deshalb Angehörige einer ver-
brecherischen Armee. Aber sie 
waren keine NS-Verfolgte. 

Es ist deshalb für den Verfasser 
falsch, insbesondere in der Ge-
denkkultur, gefallene Ex-Soldaten 
der Wehrmacht,  eine der Haupt-
täterorganisationen der NS-Ver-
nichtungspolitik,  auf die gleiche 
Ebene zu stellen mit Menschen, 
die Opfer dieser Vernichtungs-
politik wurden.

Die Stolpersteinverlegung in 
Junglinster schafft einen bedauer-
lichen Präzedenzfall. Hier wird ein 
Opfer-Amalgam geschaffen, der so-
wohl geschichtswidrig als auch un-
sensibel gegenüber den Opfern von 
NS-Gewaltverbrechen ist. 

Beenden wir diesen Beitrag 
mit einem Zitat eines Luxem-
burger Zwangsrekrutierten, der 
zusammen mit anderen Luxem-
burgern im September 1943 an 
der Räumung des jüdischen Ghet-
tos von Lida in Weißrussland teil-
nehmen musste:  „Unter all den 
Gräueln, die ich während der mir 
aufgezwungenen Dienstzeit in der 
Wehrmacht erlebte, dominiert in 
meiner Erinnerung die Judenver-
folgung.“ 

 
Für die kritische Durchsicht des 
Entwurfs und Verbesserungs-
vorschläge bedankt sich der 
Verfasser insbesondere beim His-
toriker Paul Dostert.

Räumung des jüdischen Ghettos von Lida  
Ein Luxemburger berichtet 
 
„Ein langer Eisenbahnzug mit Viehwagen stand 
im Bahnhof bereit. Etwa 80 Menschen wur-
den mit ihren Gepäckbündeln in jeden Wagen 
gezwängt, bevor die Tür geschlossen wurde. 
Hierbei gab es wieder grausame Szenen. Zwei 
Männer und ein blutjunges Mädchen wurden 
auf dem Bahnsteig erschossen. Ein jüdischer 
Arzt kniete vor einem Verletzten und behandelte 
seine Schusswunde. 
Während die Viehwagen gefüllt wurden, liefen 
die Männer der SS geschäftig hin und her. Eine 
Gruppe Offiziere von Wehrmacht und SS stand 
breitspurig da und redete herrenmenschlich mit-
einander, zufrieden über die vollbrachte Leis-
tung. 
Wohin dieser Transport führte, der ja nur einer 

von vielen war, haben wir nie erfahren. Ich kann 
keine Namen der Mörder und keine genaue 
Zahl der Opfer nennen, nicht einmal das genaue 
Datum. 
Es geschah im Sommer 1943, aber nach 40 Jah-
ren quält mich noch die Erinnerung. Das Leid 
dieser unglücklichen Menge unschuldiger Men-
schen kann man nie vergessen.“ 
 
(Auszug aus dem Zeugenbericht eines Luxem-
burger Zwangsrekrutierten, der zusammen mit 
anderen Luxemburgern an dieser antijüdischen 
Aktion teilnehmen musste. Die Auflösung des 
Ghettos von Lida in Weißrussland, von der im 
Bericht die Rede ist, fand vom 17. bis 19. Sep-
tember 1943 statt. Die „Restjuden“ des Ghettos 
wurden in ein Vernichtungslager transportiert 
und dort durch Giftgas ermordet.) 

Irma Leib aus Junglinster wird mit einem Stolperstein gedacht. Sie wurde in 
Auschwitz ermordet, weil sie Jüdin war. Ihr Tod hatte mit dem Kriegsgeschehen 
nichts zu tun. 
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René Meyers aus Junglinster wird mit einem Stolperstein gedacht. Er dien-
te zwangsweise in der Wehrmacht und fiel in einer Kampfhandlung an einem 
Ort, an dem die Wehrmacht zu dem Zeitpunkt Kriegsverbrechen beging.
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